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Drucksache Nr. 2935 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


betr. Osthandel. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht 

a) mit den Hohen Kommissaren in Verhandlungen einzutreten, 
um zu erreichen, daß der Bundesrepublik keine weitergehenden 
Einschränkungen des Osthandels a uferlegt werden als den west- 
lichen Alliierten, insbesondere Großbritannien, und daß die 
Vurbehaltslisten unter deutscher Beteiligung aufgesteilt und 
international gleich streng durchgeführt werden; 

b) die russische Erklärung „allseitig die internationale wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit unter der Beachtung der Gleichberechtigung 
und der Berücksichtigung der gegenseitigen Interessen zu 
entwickeln” darauf zu prüfen, welche realen wirtschaftlichen 
Absichten zugrunde liegen und wieweit es möglich ist, daraufhin 
Handelsverträge und Abkommen über gegensentige iXieder- 
lassungsrcchte von Handelsvertretungen mit den Oststaaten in 
dem Umfang des Handelsabkommens anderer westlicher Begie- 
rungen abzuschließen: 

c) die Aufnahme von Wirtschaftsbeziehungen mit den Oststaaten 
davon abhängig zu machen, daß von Anfang an die gegenseitige 
Gleichberechtigung garantiert ist, und zwar in personeller Hinsicht 
(Rechtsstellung und Exterritorialität der Unterhändler und 
Wirtschaftsvertreter) wie auch im Waren verkehr: 

d) den deutschen Osthandel so zu organisieren, daß Garantien für 
die Beachtungr internationaler \ orbehaltslisten und sonstiger 
allgemeiner Einschränkungen des Handels mit den Oststaateii 
gegeben sind, und daß die politischen und wirtschaftlichen 
Interessen der Bundesrepublik genau so wirksam geschützt 
werden wie die der östlichen Handelspartner. 

Bonn, den 12. Dezember 1951 


Ollenhauer und Fraktion 
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